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A 150 Anfrage Wandeler Andy und Mit. liber die Asylunterkunft Marienburg in
Wikon / Gesundheits- und Sozialdepartement

Die Anfrage A 150 wurde auf die Marz-Session hin dringlich eingereicht.

Der Regierungsrat lehnt die dringliche Behandlung ab.
Andy Wandeler halt an der Dringlichkeit fest.

Andy Wandeler: Das Thema ist von aussergewdhnlich hohem politischem Gewicht. Zudem
wurde die Asylnotlage ausgerufen. Der Vertrag lauft jetzt aus, und der Kanton konnte ihn nur
um drei Monate verlangern. Deshalb muss innerhalb von drei Monaten eine Lésung her. Die
Bevolkerung und die Gemeinden mdchten informiert werden. Bitte stimmen Sie der
Dringlichkeit zu.

Flr den Regierungsrat spricht Gesundheits- und Sozialdirektorin Michaela Tschuor.

Michaela Tschuor: Weil der Vertrag erst im Juni auslauft, kdnnen wir diese Fragen auch in
den nachsten Wochen beantworten. Wir haben auch ber die Medien bereits verlauten
lassen, dass wir auf der Suche nach Unterkiinften sind. In diesem Sinn ist die Dringlichkeit
nicht gegeben, wir kdnnen die Anfrage auch im Rahmen der nachsten Session beantworten.
Wir bitten Sie, die Dringlichkeit abzulehnen.

Der Rat lehnt die dringliche Behandlung mit 88 zu 26 Stimmen ab. Die nétige
Zweidrittelsmehrheit wurde nicht erreicht.
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Die Anfrage A 150 wurde auf die März-Session hin dringlich eingereicht.

Der Regierungsrat lehnt die dringliche Behandlung ab.

Andy Wandeler hält an der Dringlichkeit fest.

Andy Wandeler: Das Thema ist von aussergewöhnlich hohem politischem Gewicht. Zudem wurde die Asylnotlage ausgerufen. Der Vertrag läuft jetzt aus, und der Kanton konnte ihn nur um drei Monate verlängern. Deshalb muss innerhalb von drei Monaten eine Lösung her. Die Bevölkerung und die Gemeinden möchten informiert werden. Bitte stimmen Sie der Dringlichkeit zu.

Für den Regierungsrat spricht Gesundheits- und Sozialdirektorin Michaela Tschuor.

Michaela Tschuor: Weil der Vertrag erst im Juni ausläuft, können wir diese Fragen auch in den nächsten Wochen beantworten. Wir haben auch über die Medien bereits verlauten lassen, dass wir auf der Suche nach Unterkünften sind. In diesem Sinn ist die Dringlichkeit nicht gegeben, wir können die Anfrage auch im Rahmen der nächsten Session beantworten. Wir bitten Sie, die Dringlichkeit abzulehnen.

Der Rat lehnt die dringliche Behandlung mit 88 zu 26 Stimmen ab. Die nötige Zweidrittelsmehrheit wurde nicht erreicht.



